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oder Betefflgungsver-
kaufe stehen dann auf 
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In den Krisentagen, die da zuletzt in 
Kärnten waren, hat Landeshaupt-
mann Peter Kaiser (SPÖ) einen neu-
en Verbündeten gefunden: seinen 
Tiroler Amtskollegen, Günther Plat-

ter. Der VP-Politiker war einer der ersten, 
die das Kärntner Heta-Angebot an nah-
men und versuchten, auch andere zu über-
zeugen. "Freude hat zwar niemand daran, 
aber das Thema muss nun ein für alle Mal 
beendet werden", erklärte er und warnte 
vor einer unsicheren Situation, wenn zu 
viele Nein zum Offert sagen. Nur dumm, 
dass das die große Mehrheit der 
Heta-Gläubiger anders sah. Kärnten 
schaffte es nicht, das unrühmliche Heta-
Hypo-Kapitel zu schließen, es drohen Kla-
gen und, noch schlimmer, die Insolvenz. 
Das Kämtnerland wirkt abgebrannt 

  mWII-.liW.I 2 Der Flächenbrand in 
Ük der Südprovinz, der mit dem Njet der 

"laubiger zu Wochenbeginn ausge-
; wurde, droht in den nächsten Jahren 
gesamte Republik zu erfassen. Ein 

neues Kapitel in der traurigen Geschichte 
der Heta Asset Resolution AG (früher: 
Hypo Group Alpe-Adria) wird aufge-
schlagen. Die selbstbewussten Landes-

fürsten außerhalb Klagenfurts zittern 
bereits, weil sie mit der Insolvenz das 
befurchten, was jahrezehntelang Tabu 
war: weniger Landeshypos, weniger Lan-
desbedienstete und weniger Finanzauto-
nomie für die Bundesländer. 

Aus Ermangelung eines eigenen Insol-
venzrechts für Gebietskörperschaften 
und Länder greift im Fall Kärnten die für 
Unternehmen erfundene Insolvenzord-
nung - mit weitreichenden Folgen: Bei 
einer Landespleite haben nicht mehr Po-
litiker das Sagen, sondern ein Insolvenz-
richter - und dem sind Wählerstimmen 
ziemlich egaL 

Kein Wunder, dass Niederösterreichs 
Finanzlandesrat Wolfgang Sobotka (VP) 
am Rande der diese Woche startenden 
Finanzausgleichsverhandlungen in Rich-
tung Heta-Gläubiger appelierte, "drin-
gend an der Verhandlungstisch zurück-
zukehren". Oberösterreichs schwarzer 
Landesvater Josef Pühringer präsentierte 
sich "traurig", weil das Angebot seines 
Parteifreunds Hans-Jörg Schelling nicht 
angenommen wurde. Hinter den Kulis-
sen machen Platter, Pühringer und 
Sobotka Druck auf den Finanzminister, 
nochmals nachzubessem. Das   
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Die mächtigen Landesfürsten möchten 
die INSOLVENZ von Kärnten unbedingt 
verhindern. Die Schockwelle könnte 

bediensteten treffen. Zudem steht die 
ihre eigenen Landeshypos und Landes-

Finanzautonomie für Länder am Spiel. 

TEXT: MIRIAM KOCH UND ASHWIEN SANKHOLKAR 
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FINANZMINISTER SCHELLING soll auf Wunsch der Landeshauptleute sein Rückkaufangebot von 
anfänglich 75 auf 90 bis 95 Prozent verbessern, um eine Insolvenz Kärntens zu verhindern. 

  FMA-Moratorium, das einen Schul-
denschnitt von 60 Prozent erwarten lässt, 
läuft am 31. Mai aus. Wenn Schelling sein 
Rückkaufangebot von bisher 75 Prozent 
auf 90 bis 95 Prozent erhöhen würde, 
würden die Heta-Gläubiger zustimmen. 
Doch Schelling hat sich einbetoniert. 
"Wir sind doch nicht auf dem Bazar", 
heißt es aus dem Finanzministerium. 
Jetzt sei die FMA am Zug. Punkt. 

Politisch brennt schon jetzt der Hut. 
Die schwarzen Landeshypos von Nieder-
österreich, Tirol und Vorarlberg mussten 
auf Druck der Eigentümer Schellings 
Schuldenschnitt von 25 Prozent zustim-
men. Wenn die FMA nun mehr als dop-
pelt soviel wegrasiert, wird auch das Loch 
in den Bankbilanzen größer. Mit anhal-
tenden Niedrigzinsen, steigenden Kapi-
talkosten und regulatorischem Druck 
braut sich ein gefährlicher Cocktail zu-

sammen. Erschwerend für die Landes-
hypos ist, dass internationale Anleger we-
gen der Heta-Misere höhere Kreditzinsen 
fordern. Denn: Landesgaran-
tien, die jahrelang billiges 
Geld schafften, sind aktuell 
kaum etwas wert. 

"Die Hypos waren und 
sind die Spielwiesen der Lan-
desfürsten und nicht mehr 
zeitgemäß. Für die Länder 
stellen sie ein Risiko dar", 
meint Ex-SP-Finanzminister 
Hannes Androsch. Die Hypos 
müssten ihr Geschäftsmodell 
überdenken, um ihre Eigen-
tümer vor der "Kärntner Haf-
tungsfalle" zu bewahren. 
Landesbanken müssten fusi-

onieren oder - im Worst Case - abgewi-
ckelt werden. Freiwillig wird das wohl 
nicht geschehen, meint Androsch. 

Eine Insolvenz Kärntens erhöht eben-
falls den Konsolidierungsdruck. Den 
Landespolitikern graut schon jetzt vor 
den Sanierungsmaßnahmen, die ein un-

abhängiger Insolvenzrichter beziehungs-
weise Masseverwalter in die Wege leiten 
würde. An Kärnten wird den übrigen in 
Niederösterreich, Oberösterreich, Tirol 
etc. vorexerziert, was blühen könnte. 

Die Drohkulisse wird von in den Gut-
achten von Georg Kodek und Heinz May-
er eindrucksvoll beschrieben, wobei die 
Spitzenjuristen Extrempositionen ein-
nehmen. Im Zentrum steht eine Frage: 
Was braucht ein Bundesland, um funkti-
onsfähig zu sein? Kodek, der das Land 
Kärnten beraten hat und Hofrat am 
Obersten Gerichtshof ist, meint, dass so 
gut wie das gesamte Landesvermögen vor 
dem Zugriff der Gläubiger sicher ist. Der 
emeritierte Verfassungsrechtsprofessor 

Ti 
PROMINENTE GUTACHTER. OGH-Rlchter Georg Kodek meint, dass das Kärnt-
ner Landesvermögen nur schwer zu versilbern wäre. Dieser Rechtsmeinung 
widerspricht Verfassungsjurist Heinz Mayer, der Heta-Gläubiger berät. 

Mayer hingegen sieht das anders: Das ge-
samte Finanzvermögen, also all das, was 
nicht für die Legislative und Exekutive 
des Landes nötig ist, könne im Insolvenz-
fall verwertet werden. 

Einig sind sich Kodek und Mayer nur, 
dass am Ende das Insolvenzgericht ent-
scheidet. Und schon jetzt wird klar, dass 
der richterliche Interpretationsspielraum 
enorm ist. Zittern müssen alle Landesbe-
diensteten. Es wird eine Zweiklassenge-
sellschaft entstehen: Unkündbare und 
der Rest. Von rund 20.000 Bediensteten 
in Kärnten, die sich auf Land, Gemeinde 
und Krankenanstalten verteilen, sind we-

niger als die Hälfte kündigungsgeschützt. 
Außer den 6.000 pragmatisierten Beam-
ten und Landeslehrern wären alle ande-
ren vom Jobverlust bedroht. Kodek hält 
in der mit Michael Potacs verfassten Mo-
nografie zur "Insolvenz eines Bundes-
lands" (Verlag LexisNexis) fest: "Die 
Möglichkeit der Kündigung einzelner 
Mitarbeiter unter Einhaltung der gesetz-
lichen oder (längeren) vertraglichen 
Kündigungsfrist ist durch die Insolvenz-
ordnung nicht beschränkt. An den Stel-
lenplan des Landes ist der Masseverwal-
ter nicht gebunden; dieser entfaltet keine 
Außenwirkung." 

VERLORENE POSTEN. Nur jene "für die 
Auffechterhaltung der Funktionsfähig-
keit des Bundeslandes erforderlichen Be-
diensteten sind von der Insolvenz des 
Bundeslandes von vornherein nicht er-

fasst", schreibt Kodek. Doch was und wer 
in Kärnten ist notwendig? "Sofern Zwei-
fel bestehen, hat darüber das Insolvenz-
gericht zu entscheiden." Der Massever-
walter verfügt über erleichterte Beendi-
gungsmöglichkeiten. Kodek: "In diesem 
Rahmen könnte der Masseverwalter 
grundsätzlich nicht mehr benötigte Ver-
tragsbedienstete kündigen." Auch un-

kündbar gestellte Vertragsbe-
dienstete müssen wachsam 
sein: Wenn außerordentliche 
Kündigungsgründe schla-
gend werden, sind auch sie 
ihren "sicheren Posten" los. 

Selbst die Pensionisten 
sind nicht mehr tabu. "Wäh-
rend des Insolvenzverfahrens 
stellen laufende Gehälter von 
(aktiven) Beamten und Ver-
tragsbediensteten Massefor-
derungen dar; diese sind aus 
der Insolvenzmasse zu befrie-
digen", schreibt Kodek. Je-
doch: "Ruhegenussansprü-

26 TREND | 12/2016 

title

issue

page

trend.

11/2016

24-28

3/5
powered by Meta Communication International
office@metacommunication.com



FOTOS: 
SCHLAGER/APA/PICTUREDESK.COM. 

LUKAS 
BECK, 
GRUBER/EXPA/PICTUREOESK.COM. 
MGV 

AMLACH/WWW.SAENGERBUND.COM. 
GUENTHER 
PEROUTKA/WIRTSCHAFTSBLATT/PICTUREDESK.COM 

 <* -W 

LANDESHAUPTMANN KAISER will den 500 Mio. 
Euro schweren Zukunftsfonds nicht freigeben. 

che (Betriebspensionen) sind Insolvenzfor-
derungen", die im Verfahren "anzumelden 
sind und quotenmäßig zu befriedigen" wä-
ren. Ansprüche aus Betriebspensionen im 
Fall der Insolvenz des Dienstgebers nur bis 
zu maximal 24 Monatsbezügen zu sichern, 
wäre durchaus okay. 

"Gleich wie jede Privatperson" sind 
Länder, die "privatwirtschaftlich tätig" 
werden, "mit ihrem Finanzvermögen ei-
ner Exekution unterworfen", schreibt 
Mayer. Hierbei geht es vor allem um "aus-
gegliederte Rechtsträger". Auch selbst-
ständige Unternehmensteile könnten zu-

gesperrt werden, bestätigt Kodek: "Ein 
Beispiel bei einem öffentlich-rechtlichen 
Rechtsträger könnte die Schließung eines 
Krankenhauses oder einzelner Abteilun-
gen eines Krankenhauses darstellen." 

Nicht das Land Kärnten könne sich 
laut Mayer aussuchen, was verwertet 
werden darf: "Ob ein bestimmter Vermö-
gensbestandteil zum Verwaltungs- oder 
zum Finanzvermögen zählt, entscheidet 
der Insolvenzverwalter, im Streitfall das 
Gericht." Nachsatz: "Die gesamte Tätig-
keit des Landes Kärnten, die im Wege der 
Privatwirtschaftsverwaltung erfolgt, wie 
z. B. Förderungen, Unternehmensbetei-
ligungen und ähnliches, zählt nicht zum 
Verwaltungsvermögen, sondern zum Fi-
nanzvermögen, über das privatrechtlich 
verfugt wird, und es ist daher einer 
Exekution zugänglich. 

Welches Vermögen verwertbar ist, hat 
der Bundesgesetzgeber zu bestimmen; 
"der Landesgesetzgeber ist nicht zustän-
dig, das Finanzvermögen ganz oder teil-
weise als exekutionsfrei zu bestimmen." 
Aus Mayers Sicht wären etwa der   

Wo Kärnten sparen könnte 
Auch wenn das Fördervolumen für Kultur schon zurückgegangen ist, ist man in 
Kärnten immer noch großzügig - vor allem wenn es um die Musik geht. 

Schon einmal was 
vom Klagenfurter 
Eboardmuseum 

gehört? Oder vom Pflanzen-
soziologischen Institut 
Klagenfurt? Beide sind 
Einrichtungen, die das Land 
Kärnten 2014 (der Förder-
bericht für 2015 ist 
noch nicht online) 
finanziell unterstützt 
hat. Besonders 
großzügig ist man, 
was Sänger (etwa im 
Bild der Kärntner 
Sängerbund) und 

FÖRDER-EMPFÄNGER 
Eboardmuseum Klagenfurt 

Evangelisches Diözesanmuseum 

Gemeinde Globasnitz 

Kärntner Freilichtmuseum Maria Saal 

Verein "Kuratorium Pfahlbauten" 

Kärntner Heimatwerk GmbH 

Bürgerkorps StralLburg 

Kärntner Landsmannschaft 

Kärntner Abwehrkämpferbund 

Bürger- und Goldhaubenfrauen 

Kameradschaftsbund 

Ulrichsberggemeinschaft 

Arbeitersängerbund Kärnten 

Kärntner Blasmusikverband 

Kärntner Sängerbund 

Kärntner Volksliedwerk 

Blasmusik betrifft, auch für 
die Trachten, Uniformen und 
den Kameradschaftsbund 
gibt es Geld. Zwar stieg man 
schon 2014 auf die 
Förderbremse, dennoch 
gab es in dem Jahr knapp 
25 Millionen Euro Kulturbud-

get. Damit der Rest der Welt 
Kärntner kennenlernen 
kann, wurden auch Reisen 
subventioniert: Etwa die 
Fahrt zur "Wiener Wiesn" 
oder die Konzertreise des 
Kammerchors Klagenfurt 
nach Palma de Mallorca. Um 

den Kärntner 
Landmannschaften in 
den Bundesländern 
den Besuch zur Tagung 
in Kärnten zu ermögli-

chen, wurde vom Land 
ebenfalls Geld 
bereitgestellt. 

FÖRDERGRUND FÖRDERHÖHE 

Bergbau und Hütten 
Traditionsmusik Arnold 
A cappella Chor Villach 

Pfarre Herz Jesu Welzenegg, 
Klagenfurt 

Kammerchor Klagenfurt-Wörthersee 

Männerchor Klagenfurt/Annabichl 

Humorfestival Velden am Wörthersee 

Kärnten aktiv GmbH 

Lisa Film GmbH 

Werbeagentur Hannes Anton 

Aktivitäten 2014 
Ausstellung "Die Hälfte des Himmels" 

Archäologisches Pilgermuseum 

.Musikanten-Komödianten-Handwerker" 

Aktivitäten 

Knopflerball 2014 
Teilnahme an der "Wiener Wiesn" 

Diverses 

Aktivitäten 2014 
Errichtung Bildstock Krappfelder Str. 
gesamt 

Aktivitäten 2013 
Aktivitäten 2014 

gesamt 

U. a. 150. Bestandsjubiläum 

gesamt 

Anschaffung von Kopfbedeckungen 
(Kalpak) mit Bergwerkszeichen 

Johanna auf dem Scheiterhaufen" 

Kompositionsauftrag "Geräuschmesse" 

Konzertreise nach Palma de Mallorca 

Konzertreise nach Hermannstadt 

6. Internationales Humorfestival 
Frühschoppen anlässlich 

"Kärnten radelt" 
Buchprojekt "Hollywood am Wörthersee" 

"Narrisch guates Sommerkabarett" 
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ÖSTERREICH 

Der Ökonom CHRISTIAN KEUSCHNIGG sieht im Heta-
Debakel einen Anstoß" für eine Föderalismusreform. 

Und aus? Wird 
die Ablehnung der 
Heta-Gläubiger 

die Insolvenz von Kärnten 
zur Folge haben? Der Öko-
nom Christian Keuschnigg 
(Universität St. Gallen, Wirt-
schaftspolitisches Zentrum 
Wien) hat dazu eine ganz 
klare Haltung: "Nein", meint 
er. Nicht nur weil ein Insol-
venzrecht für Bundesländer 
fehlt, sondern auch, weil 
die Länder in Österreich 
keine Steuerautonomie 
haben. Dadurch fehle ihnen 
die Eigenständigkeit bei 
den Finanzen. Aus diesem 
Grund würden Garantien ei-
nes Bundeslandes von den 
Investoren nicht getrennt 
vom Bund gesehen. "Das 
ist so, wie wenn in einer 
großen Bank ein Trader 
riesige Verluste baut. Da 
muss auch das Institut 
die Verantwortung dafür 
übernehmen, weil es seinen 
Angestellten nicht genug 
beaufsichtigt und kontrol-
liert hat", sagt Keuschnigg. 
Und nur wenn der Trader 
eigenständig in einer eige-

nen von der Bank getrenn-
ten Gesellschaft arbeite, sei 
die Haftung für alle sichtbar 
beschränkt und eine 
getrennte Insolvenz dieser 
Gesellschaft möglich. Die 
Bank ist im aktuellen Fall 
der Bund, der unglückliche 
Trader Kärnten. Wenn man 
vorher die Finanzautono-
mie wegnimmt, muss man 
nachher kontrollieren und 
für das Ergebnis einstehen, 
auch wenn Finanzminister 
Hans Jörg Schelling meinte, 
mehr als das Heta-Rück-
kaufangebot könne er nicht 
bieten. 

In Österreich nehmen 
laut Agenda Austria die 
Bundesländer pro 1.000 

CHRISTIAN KEUSCHNIGG ortet zwar keine Insolvenz-
Gefahr für Kärnten, aber massiven Reformbedarf. 

ausgegeben Euro 50 Cent 
selbst an Steuern ein. In 
Deutschland liegt der Wert 
immerhin bei 25 Euro, in 
der Schweiz bei 526 Euro 
pro Kanton. 

Hierzulande gibt 
es einen komplizierten 
Finanzausgleich, die 
Verhandlungen dafür haben 
vor Kurzem begonnen. Die 
Heta-Probleme wären aus 
Sicht Keuschniggs ein guter 
Anlass, den Föderalismus 
von Grund auf zu reformie-
ren. Für Keuschnigg ist, 
was Föderalismus betrifft, 
die Schweiz ein Vorbild. Es 
brauche mehr Steuerau-
tonomie für die einzelnen 
Bundesländer, begleitet 
von einer Schuldenbremse, 
Regeln für eine Aufsicht, 
ein Defizitverfahren bei 
finanziellem Fehlverhalten 
bis hin zu Ablaufregeln bei 
einer Insolvenz, sollte ein 
Bundesland nicht ordentlich 
wirtschaften. Das müssen 
die Investoren wissen, 
bevor sie Geld geben. 

Warum er für mehr 
Föderalismus ist und 
nicht dafür, dem Bund 
mehr Kompetenzen zu 
geben? "Politik funktioniert 
besser, wenn sie auf lokale 
Zustände zugeschnitten 
wird", meint der Profes-
sor. Überall dort, wo der 
Wirkungsbereich auf das 
Bundesland beschränkt 
sei - von Schulen bis zu 
Krankenhäuser -, sollten 
die Länder für Erhalt, 
Betrieb, Personal und die 
Finanzierung mit eigenen 
Steuern allein zuständig 
sein. Keuschnigg glaubt, 
dass es nicht einfach wird, 
den für die Politiker oft 
bequemeren, aber für Ös-
terreich verhängnisvollen 
Weg - die Länder müssen 
keine Steuern einheben, 
dürfen aber genug Geld 
ausgeben - zu verlassen. 
"Das zu ändern, wäre eine 
Jahrhundertreform. Aber 
wenn es eine gute Zeit für 
einen Systemwechsel gibt, 
dann jetzt." 

  Kärntner Flughafen, die 27 Tourismus-
beteiligungen (Hotels, Seilbahnen, Ther-
men), die Messe, Seeliegenschaften (Hafner 
See, Maltschacher See, Ossiacher See, 
Wörthersee), landeseigene Jagdgebiete und 
Fischereirechte sowie der "Zukunftsfonds" 
(Wert: 500 Mio. Euro) und die Kelag-Antei-
le (400 Mio. Euro) problemlos zur Gläubi-
gerbefriedigung heranzuziehen. Selbstbin-
dungsgesetzc wie bezüglich der 51-Pro-
zent-Kontrolle bei der Kelag dürfen laut 
Mayer "nur das Verhalten der Organe des je-
weiligen Rechtsträgers regeln, diese also 
binden, können aber keine Verordnungser-
mächtigungen oder subjektive Rechte oder 
Pflichten Dritter" begründen. 

FALSCHES PRIVILEG. Bei einer Insolvenz 
wäre daher selbst gut verstecktes Tafelsilber 
nicht sicher. Dass das gesamte Landesver-
mögen für die Auffechterhaltung von dessen 
Funktionsfähigkeit nötig sei, wie Kärnten 
behauptet, wird vor keinem Gericht halten. 

Verfassungsjurist Mayer: "Wenn man der 
vertretenen Auffassung folgt, so lädt man 
die Länder geradezu ein, sich möglichst 
hoch zu verschulden; ist dies vollbracht, 
können sie ihren Gläubigern ihre ,Funkti-
onsgarantie1 entgegenhalten und sich damit 
ihrer Verpflichtungen entledigen. Wäre die 
Rechtslage so, müsste man jedermann abra-
ten, mit den Ländern Geschäfte zu machen 
oder ihnen gar Kredite zu gewähren." Diese 
Haftungsprivilegien seien verfassungswid-
rig. "Dass solche Privilegien für die Kredit-
würdigkeit von Bund und Ländern geradezu 
desaströs wären, sei klar angemerkt", 
schreibt Mayer. "Dass derartige Haftungs-
privilegien auch mit dem verfassungsrecht-
lichen Eigentumsschutz unvereinbar sind, 
soll hier nur festgehalten werden." 

Durch die Kärnten-Pleite wird auch die 
Förderalismusdebatte neu entfacht. Ex-
IHS-Chef Christian Keuschnigg plädiert für 
mehr Steuerautonomie für die Länder statt 
des komplizierten Finanzausgleichs, bei 
dem mehr als 30 Milliarden Euro vom Bund 
verteilt werden (siehe Kasten, links). 

Selbst das so an Kärnten fließende Bun-
desgeld ist nicht sicher. "Ansprüche der 
Länder nach dem Finanzausgleichsgesetz 
können nicht nur verpfändet werden, son-

dern sind auch einer Exekution und damit 
auch der Insolvenz zugänglich." 

Auch Dienstwagen sind laut Mayer nicht 
mehr sakrosankt: "Die Verwendung öffent-
licher Verkehrsmittel und - wenn solche 
nicht zur Verfügung stehen - von Taxis und 
Mietautos ist zumutbar und möglich." Kein 
Wunder, dass die Landesfürsten gegen die 
Insolvenz sind. D 
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